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Evangeliar Heinrichs des Löwen 

Der Bundesminister des Innern — VtK II 1 — 300 012 — 22/14 — hat 
mit Schreiben vom 7. März 1984 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Das Evangeliar Heinrichs des Löwen ist am 6. Dezember 1983 in 
einer gemeinsamen Aktion der Länder Niedersachsen und 
Bayern, des Bundes, der Stiftung Preußischer Kulturbesitz und mit 
den Zuwendungen vieler p rivater Spender erworben worden. Der 
Bund hat sich am Erwerb des Evangeliars mit 6 Mio. DM wegen 
dessen herausragender historischer und kulturhistorischer Bedeu-
tung beteiligt. Das Evangeliar gehört nach Reichtum der Ausstat-
tung und künstlerischer Qualität zu den kostbarsten Kunstschät-
zen des deutschen Mittelalters; seine Wiedergewinnung für die 
deutsche Öffentlichkeit war eine nationale Aufgabe ersten 
Ranges. 

Zur Durchführung des Erwerbs hat die Bundesregierung dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages einen ausführ-
lichen Bericht vorgelegt, den sie in der Sitzung des Ausschusses 
am 18. Januar 1984 mündlich erläutert und ergänzt hat. Der 
Bericht ist als Anhang dieser Antwort beigefügt. 
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Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat auf der 
vorbezeichneten Sitzung den Bericht der Bundesregierung zur 
Kenntnis genommen und der Bundesbeteiligung zugestimmt. 

Die einzelnen Fragen beantworte ich wie folgt: 

I. 

1. Wann und wie erfuhr die Bundesregierung von der bevor-
stehenden Versteigerung des Evangeliars? 

Ende September 1983 wurde bekannt, daß am 6. Dezember 1983 
im Auktionshaus Sotheby's in London eine der schönsten und 
kostbarsten illuminierten Handschriften der deutschen Hoch-
romanik, das Evangeliar Heinrichs des Löwen, versteigert werden 
sollte. 

Zur gleichen Zeit erreichten den Bundesminister des Innern 
Zuschriften des Generaldirektors des Germanischen National-
museums in Nürnberg, des Präsidenten der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz und des Direktors des Zentralinstituts für Kunst-
geschichte in München, in denen auf die außerordentliche histo-
rische und kulturhistorische Bedeutung des Evangeliars für den 
deutschen Kulturraum aufmerksam gemacht und die Rückgewin-
nung des zum „partrimonium" gehörenden Evangeliars als eine 
Aufgabe von nationalem Rang bezeichnet wurde. 

Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
teilte dem Bundesminister des Innern mit, daß das Land alle 
Anstrengungen unternehmen wolle, um das Evangeliar für die 
Bundesrepublik Deutschland zurückzugewinnen und Öffentlich-
keit und Wissenschaft zugänglich zu machen. Gleichzeitig wurde 
der Bund um eine substantielle Zuwendung für den Rückerwerb 
des Evangeliars gebeten. 

2. Wie hat sich der Bund neben dem Bundesland Niedersachsen, dem 
Freistaat Bayern und der Stiftung Preußischer Kulturbesitz an den 
Vorbereitungen zum Erwerb des Evangeliars und am Erwerbsvor-
gang selbst beteiligt? 

Ende Oktober/Anfang November 1983 wurde von den innerhalb 
der Bundesregierung zuständigen Bundesministern des Innern 
und der Finanzen entschieden, daß man sich mit einem substan-
tiellen Bundeszuschuß am Rückerwerb des Evangeliars beteiligen 
wolle. Voraussetzung war, daß sich Niedersachsen, möglichst 
auch noch andere Bundesländer, in einer der Bundeszuwendung 
entsprechenden Höhe beteiligen und der Bund Miteigentum am 
Evangeliar in Höhe seines Anteils erwerben werde. Zu diesem 
Zeitpunkt war absehbar, daß auch die Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz mit einem bedeutenden Betrag zur Finanzierung des 
Rückerwerbs beitragen werde. 

Auf Vorschlag Niedersachsens wurde im Oktober 1983 ein 
Arbeitsstab gebildet, der unter dem Vorsitz des Niedersäch- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/1098 

sischen Ministers für Wissenschaft und Kunst, Herrn Dr. Johann-
Tönjes Cassens, am 12. Oktober und am 23. November 1983 in 
Hannover zusammentrat. Aus Gründen der Geheimhaltung 
wurde der Kreis der Teilnehmer möglichst eng gehalten; der Bund 
war durch Beamte des Bundesministeriums des Innern vertreten. 
Der Arbeitsstab bereitete die für den Rückerwerb des Evangeliars 
erforderlichen Entscheidungen vor und legte fest, daß der Ehren-
vorsitzende der Deutschen Bank AG, Herr Dr. h. c. Hermann 
J. Abs, die deutschen Interessen beim Versteigerungstermin im 
Auktionshaus Sotheby's verantwortlich wahrnehmen solle. Wei-
tere Einzelheiten sind dem beigefügten Bericht an den Haushalts-
ausschuß des Deutschen Bundestages zu entnehmen. 

3. a) Wer hat auf welche Weise den bayerischen Ministerpräsidenten 
Franz Josef Strauß in die Vorbereitungen zum Erwerb ein-
bezogen? 

b) Welche Rolle hat der bayerische Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß bei den Vorbereitungen zum Erwerb gespielt, und was 
hat er gegebenenfalls wie „eingefädelt"? 

Der Bundesminister des Innern erfuhr am 1. Dezember 1983 (vgl. 
Frage 5 a) von Minister Dr. Cassens, daß der Freistaat Bayern auf 
der Grundlage persönlicher Gespräche zwischen dem Nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten Dr. Albrecht und dem Bayeri-
schen Ministerpräsidenten Dr. h. c. Franz Josef Strauß in Aussicht 
gestellt habe, sich am Erwerb des Evangeliars mit 7,5 Mio. DM zu 
beteiligen. Einzelheiten über diese Gespräche sind der Bundes-
regierung nicht bekannt. 

4. Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß die Höhe des 
Zuschlaggebots von 7,4 Mio. Pfund Sterling durch manipulatives 
Mitbieten scheinbar anderer Interessenten, z. B. durch Herrn 
Goerigk von der Firma Dörling in Hamburg, den Buchhändler 
Maggs, London, sowie den Direktoren der Handsch riften- und 
Buchabteilung von Christie's, New York, sei es im Interesse der 
Eigentümer oder der Einlieferer des Evangeliars, bestimmt wurde? 

Derartige Anhaltspunkte sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. Auf Bitten des Bundesministers des Innern hat Herr Dr. 
Abs, unter dessen maßgeblicher Mitwirkung das Evangeliar am 
6. Dezember 1983 zum Zuschlagspreis von 7,4 Mio. Pfund Sterling 
ersteigert wurde, einen zusammenfassenden Bericht über den 
Hergang der Versteigerung im Auktionshaus Sotheby's gegeben 
(Anlage 2 zum Bericht an den BT-Haushaltsausschuß). Danach ist 
die in der Öffentlichkeit gelegentlich geäußerte Befürchtung, der 
Preis sei künstlich hochgetrieben worden, unbegründet. 

5. a) Wie viele Personen waren an den Vorbereitungen zum Erwerb 
beteiligt, wer unter diesen Personen kannte das vom Erwerber-
konsortium beabsichtigte Höchstgebot, auf welchen Betrag 
belief sich dieses Höchstgebot, und wie war sichergestellt, daß 
diese Höchstgebotbereitschaft nicht bekannt wurde? 
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b) Wer hat in wessen Auftrag und in welcher Eigenschaft Ge-
spräche mit dem möglichen Teileigentümer des Evangeliars 
(Angehörige des ehemaligen Königshauses Hannover) über 
den beabsichtigten Erwerb gesprochen oder verhandelt, und 
sind Interessenskollisionen des oder der Gesprächspartner aus-
geschlossen? 

Zu a) 

Dem mit den Vorbereitungen betrauten Arbeitsstab gehörten ein-
mal 13 und einmal 16 Personen an. Über das Herrn Dr. Abs 
einzuräumende Limit wurde am 1. Dezember 1983 in Frankfurt 
am Main in einem auf fünf Personen begrenzten Kreis entschie-
den. Bei der Festlegung des Höchstgebots wurde von einer 
Summe von 32,25 Mio. DM ausgegangen. Die Teilnehmer der 
Besprechungen vereinbarten striktes Stillschweigen über das 
geplante Verfahren, insbesondere über das Höchstgebot. Der 
Bundesminister des Innern war in den Entscheidungsprozeß ein-
bezogen. Zusätzlich wurden die Herren MdB Gerster und Küh-
bacher, Berichterstatter des Haushaltsausschusses für den Einzel-
plan 06, unterrichtet. 

Zu b) 

Von Bundesseite sind Gespräche mit Angehörigen des ehe-
maligen Königshauses Hannover nicht geführt worden. Indessen 
hat es Kontakte von seiten der Niedersächsischen Landesregie-
rung gegeben. Interessenkollisionen sind nicht zu vermuten. 

6. Wie hoch war der finanzielle Gesamtaufwand für den Erwerb des 
Evangeliars (Zuschlag; Auktionatorprämie; Kommission der Firma 
Quaritch, London, und der Firma Kraus, New York; Honorar für 
Firma Quaritch wegen Beratung in Rechts-, Steuer- und Bewer-
tungsfragen; Versicherungsprämie; Kosten des Transports von 
London in die Bundesrepublik Deutschland) in Pfund Sterling und 
bei entsprechendem Umrechnungskurs in Deutsche Mark? 

Das mit der finanziellen Abwicklung betraute Bankenkonsortium 
unter Leitung der Norddeutschen Landesbank hat am, 5. Januar 
1984 an die Fa. Quaritch, London, die Summe von 8 215 000 
englische Pfund Sterling bezahlt. Dieser Betrag setzt sich wie folgt 
zusammen: 

— Zuschlag 	 7 400 000 
— Prämie für den 

Auktionator (10 v. H.) 	 740 000 
— Kommission für Fa. Quaritch, 

London, und Fa. Kraus, 
New York (je 25 000) 	 50 000 

— Honorar für Fa. Quaritch 
für Beratung in Rechts-, Steuer- 
und Bewertungsfragen 	 25 000  

8 215 000 englische Pfund 

hinzu kommen noch 6 250 £ Versicherungsprämie und Kosten für 
die Aufbewahrung des Evangeliars ab 7. Dezember 1983 sowie 
Rechtsanwaltskosten in Höhe von 4117,52 £. 
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Für diese Beträge mußten bei einem Umrechnungskurs von 
3,9425 DM/£ bzw. 3,963 und 3,908 Anfang Januar 1984 insgesamt 
32428497,52 DM aufgewendet werden. Der Transport des Evan-
geliars von London nach Hannover wurde über einen Routineflug 
der Bundeswehr abgewickelt; es sind Kosten in Höhe von rd. 
500 DM für die Bewachung beim Transport in London und Reise-
kosten für zwei begleitende Beamte angefallen. 

7. Wie hoch ist die für die Einfuhr des Evangeliars fällige Einfuhrum-
satzsteuer, wer ist Steuerschuldner, kann von dieser Steuer befreit 
werden, und ist die Bundesregierung zur Befreiung bereit? 

Die Frage, ob die Voraussetzungen für eine Einfuhrumsatzsteuer-
freiheit gegeben sind, wird derzeit noch geprüft. In Betracht 
kommt eine Steuerbefreiung nach § 3 Abs. 3 Einfuhrumsatz-
steuer-Befreiungsordnung. 

Sollte die Prüfung ergeben, daß eine Steuerbefreiung nicht ein-
greift, so wäre Einfuhrumsatzsteuer in Höhe von 7 v. H. des für 
den Erwerb gezahlten Entgelts zu erheben. Steuerschuldner wäre 
das Land Niedersachsen. 

8. Welche finanziellen Beiträge zum Gesamtaufwand haben der 
Bund, das Bundesland Niedersachsen, der Freistaat Bayern und die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz bereits verbindlich zugesagt? 

Folgende Beteiligungen sind zugesagt bzw. erfüllt: 

Bund: 	 6,0 Mio. DM 
Land Niedersachsen: 	 9,3 Mio. DM 
Freistaat Bayern: 	 7,5 Mio. DM (in 1985) 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz: 	3,0 Mio. DM. 

Der Gesamtbetrag beläuft sich auf 25,8 Mio. DM. 

9. Aus welchem Haushaltstitel und in welchem Haushaltsjahr wird 
der Beitrag des Bundes finanziert, und wie sind die Haushalts-
rechte des Parlaments gewahrt worden? 

Der Bund und die Stiftung Preußischer Kulturbesitz haben die von 
ihnen zugesagten Beträge im Haushaltsjahr 1983 an das Land 
Niedersachsen überwiesen. Die Finanzierung der Bundesbeteili-
gung in Höhe von 6,0 Mio. DM erfolgte durch Inanspruchnahme 
eines Ausgaberestes bei Kap. 06 02 Tit. 681 21 (Nationalstiftung); 
die erforderliche Deckung war im Haushaltsjahr 1983 durch eine 
Minderausgabe in Höhe von 6,0 Mio. DM bei Kap. 0613 Tit. 
712 03 (Neubau Dienstgebäude Bundesarchiv) sichergestellt. Die 
Haushaltsrechte des Parlaments sind wie folgt gewahrt worden: 

Am 29. November 1983 waren die Herren MdB Gerster und 
Kühbacher, Berichterstatter des Haushaltsausschusses für den 
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Einzelplan 06, von Vertretern der Bundesministerien des Innern 
und der Finanzen sowie von Herrn Dr. Abs ausführlich über die 
Einzelheiten zur Vorbereitung des Rückerwerbs des Evangeliars 
und den geplanten Bundeszuschuß unterrichtet worden. Die sich 
am 1. Dezember 1983 ergebende Lage wurde beiden Herren im 
Anschluß an die Besprechung in Frankfurt am Main mitgeteilt. 
Angesichts der Tatsache daß der Haushaltsausschuß vor der Ver-
steigerung nicht mehr zusammentrat, bestand mit den Herren 
Berichterstattern Einigkeit, die Bundeszuwendung wie vorgese-
hen zu finanzieren. Auf diese Weise konnte — ähnlich wie 1978 bei 
der Ersteigerung von Kunstgegenständen aus der Kunstsamm-
lung Robert von Hirsch — rasch entschieden und auch die notwen-
dige Diskretion sichergestellt werden. 

Wie in der Vorbemerkung zu dieser Antwort bereits ausgeführt, 
ist der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages am 
18. Januar 1984 anhand eines ausführlichen schriftlichen, münd-
lich ergänzten Berichts der Bundesregierung unterrichtet worden. 
Er hat den Bericht zur Kenntnis genommen und der Bundesbetei-
ligung zugestimmt. 

10. Mit welchem Spendenaufkommen wird gerechnet, und wer deckt 
wie die Finanzierungslücke, wenn das tatsächliche Spendenauf-
kommen hinter den Erwartungen zurückbleibt? 

Das Land Niedersachsen erwartet, daß die noch bestehende 
Finanzierungslücke — einschließlich der für die Zwischenfinanzie-
rung durch das Bankenkonsortium anfallenden Kosten — aus 
Spenden gedeckt werden kann. Das Land hat die Garantie für die 
Abdeckung noch verbleibender Lücken übernommen, wenn das 
Spendenaufkommen wider Erwarten nicht ausreichen sollte. Das 
gegenwärtige Spendenaufkommen beträgt 2,29 Mio. DM. 

11. Wer hat welche dinglichen Rechte am Evangeliar erworben (z. B. 
Miteigentum nach Bruchteilen)? 

Nach der Versteigerung stand das Evangeliar zunächst im Eigen-
tum des von der Norddeutschen Landesbank geführten Banken-
konsortiums. Dieses Eigentum hat das Konsortium mit Vertrag 
vom 29. Dezember 1983 unter der aufschiebenden Bedingung der 
Erstattung aller Aufwendungen auf das Land Niedersachsen 
übertragen. Als endgültige Regelung ist vorgesehen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland, das Land Niedersachsen und der 
Freistaat Bayern sowie die Stiftung Preußischer Kulturbesitz Mit-
eigentum nach Maßgabe ihrer Finanzierungsanteile am Evan-
geliar erhalten werden. Ein entsprechender Vertrag wird vor-
bereitet. 
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12. Haben sich die Verfügungsberechtigten bereits über den oder die 
künftigen Standorte des Evangeliars, die Art der Aufbewahrung 
und Ausstellung, die Art der Benutzung und Verwertung (etwa 
durch Faksimile-Ausgaben) geeinigt, und welchen Einfluß hatte 
oder hat der Bund auf eine solche Einigung? 

Die Einigung über die in der Frage angesprochenen Probleme 
steht noch aus. Es ist vorgesehen, diese Probleme einvernehmlich 
unter den Beteiligten und auf der Basis einer gutachtlichen Stel-
lungnahme von Experten zu lösen. Die Bundesregierung wird 
ihren Einfluß dahin geltend machen, daß es zu angemessenen 
Lösungen kommt. 

II. 

1. Wer war Eigentümer oder Miteigentümer des Evangeliars unmittel-
bar vor dem Zuschlag, also Empfänger des Nettoversteigerungs-
erlöses, und wer hat das Evangeliar zur Versteigerung eingeliefert? 

Der Bundesregierung sind die Namen der Eigentümer oder Mit-
eigentümer des Evangeliars vor dem Zuschlag bzw. der Personen, 
die das Evangeliar zur Versteigerung eingeliefert haben, nicht 
bekannt. Da britische Auktionshäuser die Namen von Personen, 
die Versteigerungsgut einliefern und/oder später den Erlös erhal-
ten, nicht mitteilen, bestand auch keine rechtliche Handhabe der 
Bundesregierung oder der Niedersächsischen Landesregierung, 
eine Bekanntgabe der Namen des in der Frage angesprochenen 
Personenkreises zu erreichen. 

Vor der Versteigerung hat die Bundesregierung erfahren, daß das 
Evangeliar gleich nach dem Zweiten Weltkrieg ins Ausland ver-
bracht worden sei, um Ansprüche englischer Verwandter abzusi-
chern, die damals das Haus Hannover unterstützt hätten. Da der 
Wert des Evangeliars höher war als die entstandenen Ansprüche, 
also eine Übersicherung entstanden sei, habe man eine 
Interessengemeinschaft gebildet, der die Handschrift seither 
gehöre und an der auch das Haus Hannover selbst noch beteiligt 
sei, aber nur zu einem so geringen Teil, daß man keinen bestim-
menden Einfluß auf das Schicksal der Handschrift habe. Diese 
Interessengemeinschaft sei es, die auf der Versteigerung bestan-
den habe. 

2. Ist die Bundesregierung im Falle der Nichtkenntnis der Eigentümer 
und/oder Einlieferer bereit, diese noch nachträglich zu ermitteln? 

Hierzu sieht die Bundesregierung aus den in der vorausgehenden 
Antwort dargestellten Gründen keine Veranlassung. Ergänzend 
stellt sie fest, daß der Niedersächsische Ministerpräsident Dr. 
Albrecht im Niedersächsischen Landtag am 19. Januar 1984 eine 
Äußerung des Prinzen Ernst-August junior von Hannover verlesen 
hat, wonach er, sein Vater, seine Geschwister oder Nachkommen 
zum Zeitpunkt der Versteigerung nicht mehr Eigentümer des 
Evangeliars waren; man habe auch keinerlei Anspruch auf den 
Versteigerungserlös erhoben und davon auch nichts erhalten. 
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3. Welche steuerrechtlichen Vorschriften der Bundesrepublik Deutsch-
land sind grundsätzlich und unbeschadet der Wahrung des Steuer-
geheimnisses anzuwenden, wenn deutsche Steuerbürger durch die 
Versteigerung von Kunstgegenständen Versteigerungserlöse in 
Millionenhöhe erzielen? 

Gewinne aus der Veräußerung von Kunstwerken unterliegen nur 
dann der Einkommensteuer, wenn die Kunstwerke zu einem 
Betriebsvermögen gehören oder wenn ein Spekulationsgeschäft 
vorliegt. Ein Spekulationsgeschäft liegt bei der Veräußerung von 
zum Privatvermögen gehörenden Kunstwerken dann vor, wenn 
der Zeitraum zwischen der Anschaffung und der Veräußerung des 
Kunstwerks nicht mehr als sechs Monate beträgt (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b Einkommensteuergesetz). 

4. Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß die Empfänger des 
Nettoversteigerungserlöses entsprechend veranlagt werden, wenn 
es für eine bestimmte Veranlagung zu einer bestimmten Steuer 
irgendwelche tatsächlichen Hinweise und gesetzliche Grundlagen 
gibt? 

Die steuerliche Beurteilung der Veräußerung des Kunstwerks 
obliegt dem für die Besteuerung des Verkäufers zuständigen 
Land. 

III. 

1. Was weiß die Bundesregierung über die früheren Eigentumsverhält-
nisse, sonstigen dinglichen Rechtsverhältnisse und Besitzrechte am 
Evangeliar? 

Herzog Heinrich der Löwe hat das in seinem Auftrag zwischen 
1173 und 1175 in der Reichsabtei Helmarshausen entstandene 
Evangeliar der Domkirche (St. Blasius) seiner Hauptstadt Braun-
schweig geschenkt. Später kam es nach Prag an das Domkapitel, 
wahrscheinlich als Geschenk des Kaisers Karl IV. (1316 bis 1378). 
Im Jahre 1861 erwarb König Georg V. von Hannover das Evan-
geliar vom Prager Domkapitel. Zum weiteren siehe Antwort auf 
Frage 2 dieses Abschnitts. 

2. Ist die Bundesregierung bei Unkenntnis oder unzureichender Kennt-
nis bereit, diese Verhältnisse nachträglich zu erkunden, soweit 
jedenfalls die Kenntnis dieser Verhältnisse entscheidend ist, um 
feststellen zu können, ob das Evangeliar vor oder nach der Verstei-
gerung zugunsten der Bundesrepublik Deutschland, eines Bundes-
landes oder einer sonstigen Gebietskörperschaft des öffentlichen 
Rechts beschlagnahmt werden konnte oder noch beschlagnahmt 
werden kann? 

a) Trifft es insbesondere zu, daß König Georg V. von Hannover das 
Evangeliar im Jahre 1861 durch Vermittlung des hannoverschen 
Kaufmanns Culemann in Prag erwerben ließ, und zwar mit Mit-
teln aus dem Krongut und nicht unter Einsatz seines Privatver-
mögens? 
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b) Trifft es zu, daß das als Surrogat erworbene Evangeliar somit 
Krongut des Königreichs Hannover wurde und als Bestandteil des 
„Wellenschatzes" zumindest bis 1866 Krongut des Königreichs 
Hannover und nicht Privateigentum Georg V. oder seiner könig-
lichen Familie war? 

c) Wie gestalteten sich die Eigentums- und Besitzverhältnisse am 
Evangeliar nach der im Jahre 1866 erfolgten Invasion Preußens 
im Königreich Hannover, nach der Annektion Hannovers durch 
Preußen, nach der Auswanderung der königlichen Familie nach 
Österreich, nach dem preußisch-hannoverschen Abfindungsver-
trag vom 29. September 1867, nach der einseitigen Aufkündi-
gung dieses Vertrages durch Preußen wegen antipreußischer 
Aktivitäten Georg V. vom 2. März 1869 sowie nach der Einigung 
Preußens mit dem Herzog von Cumberland aus dem Jahre 1892 
unter nachträglicher Zahlung von Zinsen aus dem „Welfenfonds" 
an die Erben Georg V.? 

d) Trifft es zu, daß König Georg V. von Hannover das zum Krongut 
gehörende Evangeliar 1866 unterschlug, es widerrechtlich mit 
nach Gmunden am Traunsee nahm und es dort als Privateigen

-

tum in die Königliche Ernst August Fideikommisbibliothek ein-
stellte, wo es bis 1945 verblieb? 

e) Ist das Eigentum am Evangeliar, wenn es von Georg V., seinen 
Erben oder seinen Erbeserben widerrechtlich in Anspruch 
genommen worden sein sollte, zwischen 1866 und 1983 in 
irgendeiner Form rechtmäßig erworben oder ersessen worden, 
und wenn ja, von wem? 

Die Bundesregierung beantwortet die Frage zusammenfassend. 
Sie stützt sich dabei auf Erkenntnisse der Niedersächsischen Lan-
desregierung, die zu diesem Komplex in ihrer Antwort auf eine 
Große Anfrage der SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag 
am 19. Januar 1984 (LT-Drucksache 10/2213) folgendes fest-
gestellt hat: 

„Nach den Erkenntnissen der Landesregierung wurde das Evan-
geliar im Jahre 1861 Eigentum König Georgs V., nachdem es in 
Prag angekauft worden war. Das Entgelt für den Erwerb des 
Evangeliars wurde aus den für den Bedarf des Königs festgestell-
ten Mitteln der Kronkasse, nicht aus den für die Bedürfnisse des 
Staates bestimmten Mitteln der Generalkasse angewiesen. Die 
Bedarfssumme stand dem König zur Verfügung. Was er daraus 
erwarb, gehörte zu seinem Privatvermögen. 

1861 wurde das Evangeliar den Beständen des Welfenmuseums 
eingegliedert. Dieses Welfenmuseum war — ebenfalls 1861 — als 
Erweiterung des bereits bestehenden Familienmuseums gegrün-
det worden und zwar in der Form des Familienfideikommisses. 

Nach der Annektion des Königreiches Hannover durch Preußen 
im Jahre 1866 wurde am 29. September 1867 ein Vertrag über die 
Vermögensverhältnisse König Georgs V. mit dem König von Preu-
ßen geschlossen. Nach diesem Vertrag verblieb Georg V. grund-
sätzlich sein gesamter beweglicher Besitz. Dazu gehörte nach § 7 
Nr. 3 Buchstabe a in Verbindung mit der dort genannten Anlage 3 
des Vertrages auch das Welfenmuseum. Damit blieb das Evan-
geliar Eigentum Georgs V. 

Der Chef des Hauses Hannover hat die Landesregierung ermäch-
tigt mitzuteilen, daß das Evangeliar 1867 in das österreichische 
Exil mitgenommen wurde. Deshalb fiel das Evangeliar nicht unter 
die Beschlagnahme von 1868. In der Folgezeit ist das Evangeliar 
in der Familie der Welfen weitervererbt worden.” 
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Nach der Erklärung der Niedersächsischen Landesregierung sind 
weitere Erkundigungen nicht erforderlich. Eine Beschlagnahme 
des Evangeliar kam und kommt nicht in Betracht. 

IV. 

1. Hat sich das Evangeliar zwischen 1945 und 1983 auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland befunden, von wann bis wann und wo? 

Nach Mitteilung des Ministerpräsidenten des Landes Nieder-
sachsen in der Sitzung des Niedersächsischen Landtages am 
19. Januar 1984 ist das Evangeliar gleich nach dem Kriege in die 
Schweiz gebracht worden. Der Bundesregierung liegen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß sich das Evangeliar danach bis zum 
Jahre 1983 jemals auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land befunden hat. 

2. Ist das Evangeliar jemals in das Verzeichnis der national we rtvollen 
Kunstwerke auf Grund der Verordnung der Reichsregierung über 
die Ausfuhr von Kunstwerken vom 11. Dezember 1919 eingetragen 
gewesen, u. U. auch erst in die nach der Annektion Österreichs im 
Jahre 1938 erstellte Schutzliste, und falls nein, warum nicht? 

Nein. 

Die Frage, warum das Evangeliar nicht in die nach der Verord-
nung der Reichsregierung zu führende Liste der national wert-
vollen Kunstwerke eingetragen gewesen war, kann nicht beant-
wortet werden. Es ist jedoch festzustellen, daß in der Liste von 
1938 kein Kunstwerk aus Österreich enthalten ist. 

3. Trifft es zu, daß das Evangeliar im August 1961 in das Verzeichnis 
national wertvollen Kulturgutes nach dem Gesetz zum Schutz deut-
schen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 6. August 1955 (BGBl. 
III 224-2) eingetragen wurde und damit gegen Ausfuhr, unberech-
tigte Ortsveränderung, gegen Besitzerwechsel und dergleichen 
geschützt war? 

Es trifft zu, daß das Evangeliar im August 1961 in das Verzeichnis 
national wertvollen Kulturgutes eingetragen wurde. 

4. Trifft es zu, daß das Evangeliar aufgrund einer schriftlichen Inte rven-
tion des Prinzen Ernst August von Hannover bei der niedersäch-
sischen Landesregierung vom 5. September 1961 und seiner Anwälte 
vom 19. September 1961 mit Erlaß des niedersächsischen Kultus-
ministers vom 5. Oktober 1961 wieder aus dem Verzeichnis der 
national wertvollen Kunstwerke gestrichen wurde und warum? 

Ja. 

Die Streichung aus dem Gesamtverzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes ist erfolgt, nachdem P rinz Ernst August von Hannover 
in einem Schreiben vom 5. September 1961 mitgeteilt hatte, das 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/1098 

Evangeliar befinde sich nicht im Geltungsbereich des Abwan-
derungsschutzgesetzes und habe sich auch seit Inkrafttreten die-
ses Gesetzes nicht auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land befunden. 

5. Wie und mit welchem Ergebnis haben seinerzeit das Land Nieder-
sachsen und die Bundesregierung die Behauptung des Prinzen Ernst 
August, wonach sich das Evangeliar schon seit Jahren im Ausland 
befinde, nachgeprüft, vor allem angesichts der Aussage von 
Museumsexperten, die das Evangeliar noch bis 1961 auf der Marien

-

burg gesehen haben wollen? 

Unmittelbar nach Kenntnis der Löschung des Evangeliars im 
Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes hat der Bundesmini-
ster des Innern den Niedersächsischen Kultusminister um nähere 
Angaben darüber gebeten, wann das Evangeliar aus .dem Gel-
tungsbereich des Gesetzes ausgeführt und wohin es verbracht 
worden sei. 

In der Antwort des Niedersächsischen Kultusministers vom 
20. Februar 1962 wurde festgestellt, daß sich, das Evangeliar seit 
langem in Gmunden/Österreich befinde. 

Auf erneute Anfrage des Bundesministers des Innern hat der 
Niedersächsische Kultusminister mit Schreiben vom 27. Juni 1967 
den Rechtsvertreter des Hauses Hannover um Mitteilung gebeten, 
wo sich das Evangeliar 1955 und 1961 befunden habe und wo es 
sich augenblicklich befinde. Der Rechtsvertreter antwortete mit 
Schreiben vom 19. September 1967, daß das Evangeliar sich auch 
schon im Jahre 1955 und früher im Ausland befunden hat. 

Eine weitere Anfrage des Bundesministers des Innern im Jahre 
1977 hat nichts anderes-ergeben. 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung hat sich das Evan-
geliar nach 1946 nicht mehr auf dem jetzigen Gebiet der Bundes-
republik Deutschland befunden. 

V. 

1. Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die bestehenden bun-
desrechtlichen Vorschriften, vor allem das Gesetz zum Schutze deut-
schen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 6. August 1955 (BGBl. 
III 224-2), das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes und die 
sich an diese Rechtslage seit 1955 anschließende Praxis des Bundes 
und der Länder aus, um Kunstwerke und anderes Kulturgut wirksam 
gegen eine Abwanderung ins Ausland zu schützen? 

Der Schutz von Kunstwerken und anderem Kulturgut gegen 
Abwanderung in das Ausland ist ausschließlich in dem Gesetz 
zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 
6. August 1955 (BGBl. I S. 501) geregelt. 

Danach sind 

a) Kunstwerke und anderes Kulturgut, dessen Abwanderung aus 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einen wesent-
lichen Verlust für den deutschen Kulturbesitz bedeuten würde 

und 



Drucksache 10/1098 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

b) Archivgut mit wesentlicher Bedeutung für die deutsche poli-
tische Kultur- und Wirtschaftsgeschichte 

gegen Abwanderung geschützt, wenn sie in ein von den Bundes-
ländern zu führendes „Verzeichnis national wertvollen Kultur-
gutes bzw. national wertvoller Archive" eingetragen sind oder die 
Eintragung dieser Gegenstände eingeleitet ist. 

Entsprechend der Verfassungslage sind nach dem Gesetz zu-
ständig: 

— Die Länder für die Eintragung von Kultur- und Archivgut auf 
Antrag oder von Amts wegen nach vorheriger Anhörung eines 
von den Ländern berufenen Sachverständigen-Ausschusses. 
Zur Wahrung eines gemeindeutschen Interesses kann auch der 
Bundesminister des Innern die Eintragung in das Verzeichnis 
beantragen. 

— Der Bundesminister des Innern für die Genehmigung der Aus-
fuhr von geschütztem (eingetragenem) Kultur- und Archivgut 
nach vorheriger Anhörung eines von ihm berufenen Sachver-
ständigen-Ausschusses. 

Die Ausfuhrkontrolle liegt bei den Zollstellen. Diesen ist nach 
einer Dienstanweisung des Bundesministers der Finanzen an die 
Zollstellen bei der Ausfuhrabfertigung vorzulegen: 

a) Eine Erklärung, daß die Ware nicht in das Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes eingetragen und seine Eintragung auch 
nicht eingeleitet ist, wenn es sich um die Ausfuhr durch im 
Handelsregister eingetragene Kunsthandelsfirmen oder Buch-
handlungen oder um die Ausfuhr eigener Werke durch lebende 
Künstler handelt, 

b)- eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Kultusministeriums 
des Landes, in dem der letzte inländische Eigentümer der Ware 
seinen Wohnsitz hat, wenn es sich um sonstige ausführende 
Personen handelt. 

Das Gesetz hat sich im wesentlichen bewährt. Es erscheint jedoch 
notwendig, die Eintragungspraxis der Länder zu verbessern. Sie 
haben bereits ihnen geeignet erscheinende Schritte unternom-
men. So hat z. B. die Kultusministerkonferenz am 20. Mai 1983 
einen Kriterienkatalog beschlossen, der helfen soll, die Ein

-

tragung von bedeutendem Kulturgut zu harmonisieren. 

Insgesamt hält es die Bundesregierung für wünschenswert, den 
Schutz von Kulturgut gegen Abwanderung auch durch eine 
Novellierung des Gesetzes noch effektiver zu gestalten. 

2. Warum hat das bestehende Recht offenbar nicht ausgereicht, um 
folgende Kunstwerke gegen eine Abwanderung ins Ausland zu 
schützen: 

a) eine Trierer Bibelhandschrift aus dem 11. Jahrhundert, die eben-
falls am 6. Dezember 1983 für 93 000 Pfund vom New Yorker 
Kunsthändler H.P. Kraus ersteigert wurde; 
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b) ein weiteres Evangeliar aus Helmarshausen, das H. P. Kraus 1958 
für 39 000 Pfund ersteigerte, das im Frühjahr 1983 von einem 
deutschen Kunstsammler Peter Ludwig wiederum aus der Bun-
desrepublik Deutschland an die Getty-Stiftung in Malibu (Kali-
fornien) abgesetzt wurde? 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, befanden sich die 
Trierer Bibelhandschrift seit Anfang des 19. Jahrhunderts und das 
Evangeliar aus Helmarshausen seit dem 17. Jahrhundert in aus-
ländischem Sammlerbesitz. Das Evangeliar wurde im Jahre 1958 
von Prof. Peter Ludwig in New York gekauft und zusammen mit 
seiner Handschriftensammlung im Jahre 1983 wieder in den USA 
veräußert. 

Das Evangeliar befand sich in der Zwischenzeit nicht ständig im 
Geltungsbereich des Abwanderungsschutzgesetzes. 

Es fehlte daher in beiden Fällen an den Voraussetzungen zur 
Anwendung der Bestimmungen des Abwanderungsschutz-
gesetzes. 

3. Welche normativen Verbesserungen will die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag vorschlagen? 

Ob. und welche Änderungen des Gesetzes zum Schutz deutschen 
Kulturgutes gegen Abwanderung vom 6. August 1955 dem Deut-
schen Bundestag seitens der Bundesregierung vorgeschlagen 
werden sollen, ist noch nicht entschieden. Zunächst sind weitere 
Gespräche mit den Ländern und Experten zu führen. 

Bei einer Novellierung des Gesetzes wird darauf zu achten sein, 
daß die zu treffenden Regelungen weiterhin mit unserer markt-
wirtschaftlichen Ordnung vereinbar bleiben. Andererseits darf die 
Sozialgebundenheit des Eigentums nicht vernachlässigt werden. 
Im übrigen könnte bei einer Novellierung neben der Straffung 
und übersichtlicheren Gestaltung des Gesetzes insbesondere an 
folgende Änderungen gedacht werden: 

1. Verankerung und Präzisierung der bisher in einer Dienst-
anweisung des Bundesministers der Finanzen an die Zollstellen 
geregelten Ausfuhrkontrolle im Gesetz. 

Hier wäre zu erwägen, Unbedenklichkeitsbescheinigungen 
nur noch von staatlichen Stellen ausstellen zu lassen.  

2. Erweiterung des Kreises der Berechtigten, die eine Eintragung 
von Kulturgut in das Verzeichnis beantragen können. 

3. Regelmäßige Überprüfung der Verzeichnisse durch die Länder. 

4. Erweiterung der Straf- und Bußgeldvorschriften. 

Unbeschadet einer Novellierung des Gesetzes sind auch flankie-
rende Maßnahmen in Betracht zu ziehen. In diesem Zusammen-
hang ist unter anderem die zwischen Bund und Ländern dis-
kutierte Errichtung einer Kulturstiftung von Bedeutung, deren 
Zweck es u. a. sein könnte, den Erwerb besonders wertvoller und 
bewahrungswürdiger Zeugnisse der deutschen Kultur zu fördern. 
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Anlage 

Der Bundesminister des Innern 	Bonn, den 12. Januar 1984 

Bericht über Vorbereitung und Durchführung der Beteiligung 
des Bundes am Erwerb des Evangeliars Heinrich des Löwen 

1. Ende September 1983 wurde bekannt, daß am 6. Dezember 
1983 im Auktionshaus Sotheby's in London eine der schönsten 
und kostbarsten illuminierten Handschriften der deutschen 
Hochromanik, das Evangeliar Heinrichs des Löwen, versteigert 
werden sollte. Das Niedersächsische Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst teilte dem Bundesminister des Innern mit, daß 
das Land alle Anstrengungen unternehmen wolle, um das 
Evangeliar für die Bundesrepublik Deutschland zurückzuge-
winnen und Öffentlichkeit und Wissenschaft zugänglich zu 
machen. Gleichzeitig wurde der Bund um eine substantielle 
Zuwendung für den Rückerwerb des Evangeliars gebeten. 

2. Zur gleichen Zeit erreichten den Bundesminister des Innern 
Zuschriften des Generaldirektors des Germanischen National-
museums in Nürnberg, des Präsidenten der Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz und des Direktors des Zentralinstituts für 
Kunstgeschichte in München, in denen auf die außerordent-
liche historische und kulturhistorische Bedeutung des Evan-
geliars für den deutschen Kulturraum aufmerksam gemacht 
und die Rückgewinnung des zum „patrimonium" gehörenden 
Evangeliars zu einer Aufgabe von nationalem Rang erklärt 
wurde. Aus den Zuschriften ergab sich, daß das Evangeliar, um 
1175 in der Reichsabtei Helmarshausen entstanden, mit 41 
ganzseitigen Miniaturen sowie über 1500 illuminierten Initia-
len geschmückt, zu einem der bedeutendsten und kostbarsten 
Kunstschätze deutscher Kultur gehört. Der Präsident der Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz hat in einem am 2. Dezember 
1983 erstatteten fachlichen Gutachten, in dem er auf Bitte des 
Bundesministers des Innern seine vorangehenden Stellung-
nahmen schriftlich ergänzt und präzisiert hat, zusammenfas-
send dargelegt, daß das Evangeliar nach Reichtum der Ausstat-
tung und künstlerischer Qualität zu der ganz kleinen Zahl 
höchstrangiger Handschriften des deutschen Mittelalters 
gehöre, die sich in deutschen Sammlungen befinden, wie z. B. 
der Echternacher „codex aureus" in Nürnberg oder der „codex 
aureus St. Emmeram" in München. Darüber hinaus komme 
dem Evangeliar Heinrichs des Löwen eine mit keinem anderen 
Stück vergleichbare Bedeutung zu, wegen der vielfachen text-
lichen und bildlichen Bezüge auf die Geschichte seiner Entste-
hungszeit und auf die Geisteswelt und das politische Wirken 
Heinrichs des Löwen. Historisch und kulturhistorisch gehöre 
das Evangeliar zum unverzichtbaren deutschen Kulturerbe. 

Das Gutachten des Präsidenten der Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz ist als Anlage 1 beigefügt. 

3. Ende Oktober/Anfang November 1983 wurde von den inner-
halb der Bundesregierung zuständigen Bundesministern des 
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Innern und der Finanzen entschieden, daß man sich mit einem 
substantiellen Bundeszuschuß am Rückerwerb des Evangeliars 
beteiligen wolle. Voraussetzung war, daß sich Niedersachsen, 
möglichst auch noch andere Bundesländer, in einer der Bun-
deszuwendung entsprechenden Höhe beteiligen und der Bund 
Miteigentum am Evangeliar, in Höhe seines Anteils erwerben 
werde. Zu diesem Zeitpunkt war absehbar, daß auch die Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz mit einem bedeutenden Betrag 
zur Finanzierung des Rückerwerbs beitragen werde. 

4. Auf Vorschlag Niedersachsens wurde im Oktober 1983 ein 
Arbeitsstab gebildet, der unter dem Vorsitz des Niedersäch-
sischen Ministers für Wissenschaft und Kunst, Herrn Dr. 
Johann-Tönjes Cassens am 12. Oktober und am 23. November 
1983 in Hannover zusammen trat. Aus Gründen der Geheim-
haltung wurde der Kreis der Teilnehmer möglichst eng gehal-
ten: vertreten waren die zuständigen Ministerien des Landes 
Niedersachsen und der Bundesminister des Innern; hinzu 
kamen der Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, der 
Direktor der Herzog-August-Bibliothek in Wolfenbüttel, der 
Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz, der Präsident 
des Nieders. Sparkassen- und Giroverbandes sowie der Ehren-
vorsitzende der Deutschen Bank AG, Herr Dr. h. c. Hermann 
J. Abs. 

Der Arbeitsstab bereitete die für den Rückerwerb erforder-
lichen Entscheidungen vor und legte fest, daß Herr Dr. Abs die 
deutschen Interessen beim Versteigerungstermin im Auktions-
haus Sotheby's verantwortlich wahrnehmen solle. Es wurde 
strikte Geheimhaltung der Beratungsergebnisse vereinbart, um 
die Chancen für einen Rückerwerb des Evangeliars nicht von 
vornherein zu vereiteln. Diskussionen in den Medien, aber 
auch internen Hinweisen, war zu dieser Zeit zu entnehmen, 
daß ein konkurrierendes Vorgehen der mit nahezu unbe-
schränkten Finanzmitteln ausgestatteten Getty-Foundation, 
Malibu (Cal.), und anderer Interessenten nicht auszuschließen 
war. Eine auf der Grundlage aller damals bekannten Infor-
mationen getroffene Prognose des Arbeitsstabes ließ erwarten, 
daß die Gebote außerordentlich hoch liegen würden. Schon das 
Germanische Nationalmuseum hatte den zu erwartenden Auk-
tionspreis auf rd. 25 Mio. DM geschätzt. 

5. Eine zentrale Bedeutung in den Erörterungen des Arbeits-
stabes nahmen die mit dem Rückerwerb des Evangeliars ver-
bundenen Eigentums- und Rechtsfragen ein. Nach umfäng-
lichen Recherchen, an denen sich der Bundesminister des 
Innern beteiligte, stellte sich für Niedersachsen und den Bund 
die Eigentums- und Rechtslage vor dem Auktionstermin am 
6. Dezember 1983 wie folgt dar (Zitat nach der Antwort der 
Landesregierung — Minister für Wissenschaft und Kunst — vom 
9. November 1983 auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion 
im Niedersächsischen Landtag) : 

„Das Evangeliar wurde im August 1961 von der damaligen 
Landesregierung in das Gesamtverzeichnis national wertvollen 
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Kulturgutes aufgenommen, um es der Schutzwirkung des Bun-
desgesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwan-
derung vom 6. August 1955 zu unterstellen. Mit Erlaß vom 
5. Oktober 1961 strich das Kultusministerium jedoch diese Ein-
tragung in die Schutzliste wieder. 

Ich habe in den vergangenen. Wochen geprüft, ob die Strei-
chung zu Recht erfolgt ist. Dafür ist rechtlich nur eine Frage 
erheblich, nämlich die, ob sich die Handschrift zu irgendeinem 
Zeitpunkt zwischen dem Inkrafttreten des Schutzgesetzes, also 
1955, und heute im Geltungsbereich dieses Gesetzes befunden 
hat. Nur dann hätte nach den gesetzlichen Bestimmungen der 
Bundesminister des Innern die Ausfuhr versagen können und 
damit eine Handhabe gegen die Versteigerung. Die Frage nach 
dem Eigentum ist in diesem Zusammenhang nur von unter-
geordneter Bedeutung. 

Die Streichung aus dem Gesamtverzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes ist erfolgt, nachdem Prinz Ernst-August von Han-
nover in einem eigenhändig unterzeichneten Schreiben vom 
5. September 1961 mitgeteilt hatte, das Evangeliar befinde sich 
nicht im Geltungsbereich des Kulturgutschutzgesetzes und 
habe sich auch seit Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland befunden. Der Frage 
nach dem Aufbewahrungsort der Handschrift und der nach 
dem Eigentum an ihr wurde in den folgenden Jahren bis 1967 
und noch einmal 1977 immer wieder nachgegangen. Eine Neu-
aufnahme in das Gesamtverzeichnis national wertvollen Kul-
turgutes konnte nicht erfolgen, da nicht nachgewiesen werden 
konnte, daß sich das Evangeliar nach 1955 in der Bundesrepu-
blik befunden hat. 

Nach Bekanntwerden des Versteigerungstermins habe ich eine 
Prüfung in mehrfacher Hinsicht veranlaßt. Mein Haus hat Ver-
bindung mit Journalisten aufgenommen, soweit Zeitungen prä-
zise Angaben gemacht haben. Es hat ferner mit dem Auktions-
haus Sotheby's Verbindung aufgenommen. Schließlich hat es 
Auskünfte von Prinz Ernst-August von Hannover über einen 
Vertrauensmann erhalten. Mehr konnte es nach Lage der 
Dinge nicht tun. Das Ergebnis ist folgendes: 

1. Zumindest bis Ende des Zweiten Weltkrieges war der Chef 
des Welfenhauses Alleineigentümer des Evangeliars. Bei 
den heutigen Eigentümern handelt es sich um eine Vielzahl 
von Personen. Ob dem Welfenhaus eine auch nur 
beschränkte Verfügungsbefugnis zusteht, konnte nicht 
ermittelt werden. 

2. Hinsichtlich der rechtlich entscheidenden Frage des Aufbe-
wahrungsortes der Handsch rift stimmen alle bekannten und 
verwertbaren Aussagen darin überein, daß sie etwa 1946, 
also vor 1955, aus dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik 
Deutschland verbracht worden ist und sich seitdem ohne 
Unterbrechnung bis heute nicht mehr im Geltungsbereich 
des Gesetzes zum Schutze deutschen Kulturgutes gegen 
Abwanderung befunden hat. 
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Der Nachweis, das Evangeliar habe zwischen 1955 und heute 
zu irgend einer Zeit seinen Aufbewahrungsort in Niedersach-
sen gehabt, ist meinem Haus auch jetzt nicht gelungen. 
Obwohl die Handschrift nun also – ich kann sagen: glücklich-
erweise – wieder aufgetaucht ist, muß ich nach meinen 
Erkenntnissen feststellen, daß ihre Streichung aus dem 
Gesamtverzeichnis national wertvollen Kulturgutes im Oktober 
1961 nicht zu beanstanden ist. Diese Folgerung habe ich unter 
Berücksichtigung aller mir bekanntgewordenen Tatsachen und 
nach sorgfältiger Abwägung gezogen. Ich sehe daher keine 
Möglichkeit, gegen die Versteigerung mit rechtlichen Mitteln 
vorzugehen, und befinde mich in dieser Bewertung in Überein-
stimmung mit dem Bundesinnenministerium." 

Die in der Antwort erwähnten Nachfragen aus den Jahren bis 
1967 gingen seinerzeit auf den Bundesminister des Innern 
zurück. 

Eine im Arbeitsstab vereinbarte Demarche des Niedersäch-
sischen Ministers für Wissenschaft und Kunst beim Auktions-
haus Sotheby's mit der Bitte, das Evangeliar von der geplanten 
Versteigerung zurückzuziehen, blieb erfolglos. Zur Begrün-
dung wurde mitgeteilt, daß die Fa. Sotheby's die rechtlichen 
Voraussetzungen für einen ordnungsgemäßen Verkauf im Rah-
men der Auktion einwandfrei geklärt habe. 

Schließlich hat Frhr. von Wangenheim, MdL und Vertrauter 
des Welfenhauses, mitgeteilt, daß das Evangeliar um 1946 nach 
England verbracht worden sei, um Ansprüche englischer Ver-
wandter abzusichern, die damals das Haus Hannover unter-
stützt hätten. Da der Wert des Evangeliars höher war als die 
entstandenen Ansprüche, also eine Übersicherung entstanden 
sei, habe man eine Interessengemeinschaft gebildet, der die 
Handschrift seither gehöre und an der auch das Haus Hanno-
ver selbst noch beteiligt sei, aber nur zu einem so geringen Teil, 
daß man keinen bestimmenden Einfluß auf das Schicksal der 
Handschrift habe. Diese Interessengemeinschaft sei es, die auf 
der Versteigerung bestehe. Im übrigen hat Herr v. Wangen-
heim noch einmal ausdrücklich die frühere Mitteilung des 
Hauses Hannover bestätigt, daß sich das Evangeliar seit etwa 
1946/47 ohne Unterbrechung im Ausland befinde. 

6. Am 1. Dezember 1983 wurde in Frankfurt/M. abschließend 
über das Herrn Dr. Abs einzuräumende Limit beraten und 
entschieden. Bei der Festlegung des Limits wurde von folgen-
den Summen ausgegangen: 

in Mio. DM 

— Spenden 	ca. 	2,25 
— Bund 	 6,0 
— Land Niedersachsen 	6,0 
— Stiftung Preußischer 

Kulturbesitz 	 3,0 
— Land Niedersachsen 

(weitere Zusage) 	7,5 
— Freistaat Bayern 	7,5 	(am 1. Dezember 1983 

32,25 	in Aussicht gestellt) 
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Der Erwerb sollte durch ein Banken-Konsortium vorfinanziert 
werden und die Beteiligten in Höhe ihrer Zuwendung Mit-
eigentum an dem Evangeliar erhalten. Zusätzliches Spenden-
aufkommen sollte anteilig an das Land Niedersachsen, den 
Freistaat Bayern und die Stiftung Preußischer Kulturbesitz ver-
teilt werden. 

Über die Finanzierung der Bundesbeteiligung war zwischen 
Bundesminister des Innern und Bundesminister der Finanzen 
folgendes Einvernehmen erzielt worden: In Höhe von 6,0 Mio. 
DM wird ein Ausgaberest bei Kap. 06 02 Tit. 681 21 (National-
stiftung) in Anspruch genommen. Die erforderliche Deckung ist 
im Haushaltsjahr 1983 durch eine Minderausgabe in Höhe von 
6,0 Mio. DM bei Kap. 06 13 Tit. 712 03 (Neubau Dienstgebäude 
Bundesarchiv) sichergestellt. 

7. Am 29. November 1983 waren die Herren MdB Gerster und 
Kühbacher, Berichterstatter des Haushaltsausschusses für den 
Einzelplan 06, von Vertretern des Bundesministeriums des 
Innern und der Finanzen sowie den Herrn Dr. Abs ausführlich 
über die Einzelheiten zur Vorbereitung des Rückerwerbs des 
Evangeliars und den geplanten Bundeszuschuß unterrichtet 
worden. Die sich am 1. Dezember 1983 ergebende Lage wurde 
beiden Herren im Anschluß an die Besprechung in Frankfurt 
am Main mitgeteilt. Mit den Herren Berichterstattern bestand 
Einigkeit, die Bundeszuwendung wie vorgesehen zu finanzie-
ren. Auf diese Weise konnte — ähnlich wie 1978 bei der Erstei-
gerung von Kunstgegenständen aus der Kunstsammlung 
Robert von Hirsch — rasch entschieden und die notwendige 
Diskretion sichergestellt werden. 

8. Die gemeinsame Aktion des Bundes, der Länder Niedersach-
sen und Bayern, der Stiftung Preußischer Kulturbesitz und 
vieler privater Spender war am 6. Dezember 1983 erfolgreich: 
Unter maßgeblicher Mitwirkung von Herrn Dr. Abs wurde das 
Evangeliar Heinrichs des Löwen zum Zuschlagspreis von 
7,4 Mio. englische £ ersteigert. Auf Bitte des Bundesministers 
des Innern hat Herr Dr. Abs einen zusammenfassenden Bericht 
über den Hergang der Versteigerung im Auktionshaus Sothe-
by's gegeben, der als Anlage 2 beigefügt ist. Danach ist die in 
der Öffentlichkeit gelegentlich geäußerte Befürchtung, der 
Preis sei künstlich hochgetrieben worden, unbegründet. Der 
zuletzt überbotene Mitbewerber war das Auktionshaus Chri-
stie's, New York, mit einem offenbar außerordentlich hohen 
Limit. Dank des persönlichen Einsatzes von Herrn Dr. Abs hatte 
die Getty Foundation im letzten Augenblick auf ein Mitbieten 
verzichtet. 

Herr Dr. Abs hat seine gesamte Tätigkeit honorarfrei ausgeübt; 
er sah seine Mitwirkung als eine gegenüber der Bundesrepu-
blik Deutschland bestehende Ehrenpflicht an und wäre bei 
Überschreiten des Limits bereit gewesen, sich persönlich zu 
engagieren. 
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9. Über das weitere Verfahren hat am 15. Dezember 1983 eine 
Besprechung des Arbeitsstabes (unter Einschluß Bayerns) statt-
gefunden. Der gegenwärtige Sachstand ist wie folgt: 

a) Das mit der finanziellen Abwicklung betraute Bankenkon-
sortium unter Leitung der Norddeutschen Landesbank hat 
am 5. Januar 1984 an die Fa. Quaritch, London, die Summe 
von 

8 215 000 englische £ 

bezahlt. Dieser Betrag setzt sich wie folgt zusammen: 

— Zuschlag 	 7 400 000 £ 
— Prämie für den Auktionator (10 v. H.) 	740 000 £ 
— Kommission für Fa. Quaritch, London, 

und Fa. Kraus, New York 	 50 000 £ 
— Honorar für Fa. Quaritch für Beratung 

in Rechts-, Steuer- und Bewertungsfragen 	25 000 £  
8 215 000 £ 

hinzu kommen noch rd. 5100 £ Versicherungsprämie für die 
Aufbewahrung des Evangeliars ab 7. Dezember 1983. 

Für den Betrag von 8 215 000 £ mußten bei einem Umrech-
nungskurs von 3.9424 DM/£ per 5. Januar 1984 insgesamt 
32 387 637,50 DM aufgewendet werden. 

Noch offen ist die Frage der Einfuhrumsatzsteuer; z. Z. wird 
geprüft, ob eine Befreiung in Betracht kommt. 

b) Die Abwicklung der Finanzierung stellt sich dabei wie folgt 
dar: 

in Mio. DM 

— Land Niedersachsen 	 9,0 
— Freistaat Bayern 	 7,5 	(in 1985) 
— Bund 	 6,0 
— Stiftung Preußischer 

Kulturbesitz 	 3,0 
25,5 

Für die noch vorhandene Finanzierungslücke hat das Land 
Niedersachsen die Garantie übernommen, erwartet jedoch 
eine Abdeckung aus Spenden. Ebenfalls aus dem Spenden-
aufkommen sollen die für die Zwischenfinanzierung durch 
das Konsortium anfallenden Kosten abgedeckt werden. 

c) Die Beteiligten erarbeiten die Modalitäten des Eigentums-
erwerbs, der Aufbewahrung und der Ausstellungen des 
Evangeliars und die noch zu regelnde Frage im Zusammen-
hang mit der Finanzierung. 

Der Bund und die Stiftung Preußischer Kulturbesitz haben die 
von ihnen zugesagten Beträge im Haushaltsjahr 1983 an das 
Land Niedersachsen überwiesen. 

Das Evangeliar befindet sich seit dem 11. Januar 1984 in der 
Bundesrepublik Deutschland. 
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Anlage 1 

STIFTUNG 
PREUSSISCHER KULTURBESITZ DER PRÄSIDENT 

Postfach 3160, Von-der-Heydt-Straße 16-18 
D-1000 Berlin 30 (Tiergarten) 
Telefon (030) 25 07- 	oder 25 07-1 

Berlin, den 2. Dezember 1983 

Evangeliar Heinrichs des Löwen (ca. 1175) 

Beschreibung 

Es handelt sich um eine überaus prachtvolle, illuminierte Hand-
schrift des 12. Jahrhunderts, die auf 226 Pergamentblättern 
(342 x 255 mm) in einer feinen, spätromanischen Buchschrift den 
lateinischen Text der vier Evangelien nach Matthäus, Markus, 
Lukas und Johannes wiedergibt. Sie enthält nicht weniger als 41 
ganzseitige Miniaturen, darüber hinaus zehn ganzseitige Ziersei-
ten mit Flechtbandinitialen, 77 halbseitige Initialen und rd. 1500 
Zierbuchstaben, die alle reichen Goldschmuck aufweisen. In den 
Miniaturen und größeren Initialen wird byzantinischer und eng-
lischer Einfluß erkennbar; sie zeichnen sich durch höchste künst-
lerische Qualität und besondere philosophisch-theologische Aus-
sagekraft aus. 

Die Handschrift ist in ungewöhnlich gutem Erhaltungszustand; 
die Farben der Buchmalerei sind hervorragend erhalten, sogar das 
verwendete Silber ist nicht patiniert. Der Einband wurde 1594 in 
Prag gearbeitet; er besteht aus lederbezogenen Holzdeckeln. Der 
vordere Deckel ist zusätzlich mit roter Seide bezogen, mit reichem 
figürlichem Silber- und Messingschmuck versehen (u. a. ein 
Kruzifix zwischen Figuren der hl. Jungfrau und des hl. Johannes) 
und enthält eine Bergkristallkapsel mit Reliquien des Evangeli-
sten Markus und des hl. Sigismund. Von besonderer dokumenta-
rischer Bedeutung ist das dem Text vorgeschaltete lateinische 
Widmungsgedicht des Schöpfers der Handschrift (Herimann) an 
den Auftraggeber (Herzog Hein rich der Löwe). 

Entstehung und Geschichte 

Das Evangeliar ist zwischen 1173 und 1175 in der Reichsabtei 
Helmarshausen entstanden, die zu dieser Zeit nicht nur durch ihre 
Schreiberwerkstatt, sondern darüber hinaus als Produktionsstätte 
künstlerisch bedeutender Metall- und Emailarbeiten, Wand- und 
Glasmalerei berühmt war. Auftraggeber war Heinrich der Löwe 
(1129 bis 1195), Herzog von Sachsen und Bayern, Sohn Herzog 
Heinrichs des Stolzen und der Tochter Kaiser Lothars III., Gertrud. 
Heinrich der Löwe, der u. a. die Städte München und Lübeck 
gründete und Braunschweig zu seiner Hauptstadt machte, war als 
Verbündeter wie als Gegenspieler des Stauferkaisers Friedrich 
Barbarossa einer der mächtigsten und geschichtlich bedeutend-
sten Herrscher des Mittelalters. 
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Text und Malerei des Evangeliars stammen ausschließlich von der 
Hand des Helmarshausener Mönchs Herimann, dessen Existenz 
und Name durch das oben erwähnte Widmungsgedicht über-
liefert ist. 

Von den im 12. Jahrhundert in der Abtei Helmarshausen entstan-
denen Handschriften sind lediglich noch 19 bekannt; davon befin-
den sich nur sechs in deutschen öffentlichen Sammlungen, die 
übrigen im Ausland. (Eine davon, ein kleineres Evangeliar mit 
vier Miniaturen, ist erst in jüngster Zeit mit der Handschriften-
sammlung Peter Ludwig an das Getty-Museum in Malibu, Califor-
nien, gelangt.) Das Evangeliar Heinrichs des Löwen ist unter den 
Helmarshausener Handschriften die weitaus bedeutendste und 
kostbarste. 

Heinrich der Löwe, der auf einer der ganzseitigen Miniaturen (mit 
seiner Gemahlin Mathilde, einer englischen Königstocher) als von 
Christus Gekrönter dargestellt ist und auf einer anderen Miniatur 
das Evangeliar dem hl. Blasius übergibt, schenkte das Werk der 
Domkirche (St. Blasius) seiner Hauptstadt Braunschweig. Gewisse 
Anzeichen deuten darauf hin, daß es dort zeitweilig am Hochaltar 
ausgestellt wurde. Später kam es nach Prag an das Domkapitel, 
wahrscheinlich als Geschenk des Kaisers Karl IV. (1316 bis 1378). 
Im Jahre 1861 kaufte es König Georg V. von Hannover dem 
Prager Domkapitel für einen sehr hohen Preis ab und nahm es 
1867 mit in sein österreichisches Exil (Schloß Cumberland bei 
Gmunden). Soweit bekannt, blieb es zumindest bis Ende des 
Zweiten Weltkrieges im P rivateigentum des Fürstenhauses Han-
nover-Braunschweig-Lüneburg. Der Ort, an dem das Evangeliar 
in den letzten Jahrzehnten aufbewahrt wurde, ist unbekannt. 

Wert und Bedeutung 

Das Evangeliar Heinrichs des Löwen ist nach einhelliger Auffas-
sung in der Fachwelt schlechthin eines der kostbarsten Denk-
mäler deutscher Kulturüberlieferung. Es überragt an Reichtum 
der Ausstattung wie an künstlerischer Qualität alle vergleichba-
ren Handschriften deutscher Provenienz aus der Epoche des 
Hochmittelalters und ist auf eine Stufe zu stellen mit der kleinen 
Zahl höchstrangiger älterer Codices, die in deutschen Sammlun-
gen enthalten sind und deren Wert bestimmen (z. B. der „Codex 
aureus Epternacensis" im Germanischen Nationalmuseum Nürn-
berg, der 1955 mit Hilfe des Bundes und des Landes Bayern für 
1,1 Millionen DM — eine für damalige Verhältnisse exorbitante 
Summe — erworben wurde, oder der „Codex aureus von St. Em-
meram" und das „Evangeliar Ottos III." in der Bayerischen Staats-
bibliothek). Eine ganz besondere und mit keinem anderen Stück 
vergleichbare Bedeutung kommt dem Helmarshausener Evange-
liar aber zu durch die vielfachen textlichen und bildlichen Bezüge 
auf die Geschichte seiner Entstehungszeit, auf die Geisteswelt 
und das politische Wollen Heinrichs des Löwen, einer der glän-
zendsten und wirkungskräftigsten Persönlichkeiten des deut-
schen Mittelalters.  

Deutsche Kultur und Geschichte manifestieren sich in diesem 
Kunstwerk in so einzigartiger Weise, daß seine Erhaltung für die 
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deutsche Öffentlichkeit ohne Übertreibung als eine nationale Auf-
gabe ersten Ranges bezeichnet werden muß. Die Abwanderung 
dieses Werkes in das Ausland würde einen Verlust bedeuten, der 
die in der letzte.  n Zeit erlittenen und von der Öffentlichkeit äußerst 
kritisch registrierten Einbußen solcher Art bei weitem übertreffen 
würde. Welche politische Bedeutung diesem Vorgang zukommt, 
zeigt sich nicht zuletzt in der Reaktion der öffentlichen Medien, 
die seit Bekanntwerden der bevorstehenden Versteigerung in 
einem englischen Auktionshaus in seltener Einmütigkeit und 
Intensität auf den drohenden Verlust hingewiesen haben. Ohne 
Zweifel ist es hier gerechtfertigt und notwendig, daß alle in Frage 
kommenden Stellen unter Zurückstellung eigener Sonderinteres-
sen zusammenwirken und daß auch höchste Aufwendungen, die 
für sich betrachtet der allgemeinen Haushaltslage nicht entspre-
chen, nicht gescheut werden. 

(Professor Dr. Werner Knopp) 
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Anlage 2 

Bemerkungen von Herrn Hermann J. Abs zu den Umständen um 
die Versteigerung des Evangeliars Heinrich des Löwen bei Sothe-
by's, London, am 6. Dezember 1983 im Gästehaus der niedersäch-
sischen Landesregierung, Hannover, am 15. Dezember 1983 

1. Es ist gerechtfertigt die Überlegung anzustellen, daß der für 
das Evangeliar anläßlich der Auktion bei Sotheby's erzielte 
Preis sich zum einen aus dem Wertelement, das durch die 
künstlerische und kunsthistorische Bedeutung geprägt ist, und 
zum anderen aus dem für die Bedeutung des Wertes für die 
deutsche Geschichte erklärbaren Preisbestandteil zusammen-
setzt. Der „kunsthistorische Preisbestandteil" könnte mit ca. 
£ 4 Mio. veranschlagt werden, im übrigen eine Preismarke, bei 
der ein Londoner Händler zu bieten aufhörte. 

Über die Höhe des Anteiles des Kaufpreises hinsichtlich der 
historischen Bedeutung für Deutschland läßt sich keine genaue 
Angabe machen, da diese von der jeweiligen Marktsituation 
und der Bereitschaft Deutschlands abhängig gemacht werden 
muß, wieviel unser Land für ein Dokument der eigenen 
Geschichte bereit ist zu zahlen. 

2. Insbesondere das historische Interesse der Deutschen an dem 
Evangeliar wurde in den Gesprächen zwischen den Vertretern 
des Getty Museums und mir deutlich gemacht. Das Getty 
Museum fand sich in beispielhafter Weise bereit, die Bedeu-
tung des Evangeliars für Deutschland anzuerkennen, dement-
sprechend nicht mitzubieten und eine Erklärung zu diesem 
Vorgang nach der Auktion abzugeben, an deren Formulierung 
nichts auszusetzen war. 

3. Bis kurz vor der Auktion am 6. Dezember 1983 war es für mich 
nicht entschieden, ob ich persönlich im Auktionsraum erschei-
nen sollte. Ich hatte daher für alle Fälle die Firma Bernard 
Quaritch Ltd., London, beauftragt, die Bietung für die deut-
schen Interessen durch Mr. Nicholas Poole-Wilson vornehmen 
zu lassen. 

Nach der Ankündigung des Getty Museums, nicht auf der 
Auktion aufzutreten, bestand nach meiner Beurteilung die Not-
wendigkeit, den wichtigen und vor der Ankündigung des Getty 
Museums von diesem beauftragten H. P. Kraus in die Bietauk-
tion einzubinden und so die Möglichkeit der Konkurrenz, als 
die er für eigene oder fremde Rechnung hätte auftreten kön-
nen, für die deutschen Interessen auszuschalten. 

Die ursprünglich mit Quaritch Ltd. abgesprochene Kommission 
wurde nach der durch mich in Gesprächen mit Herrn Kraus 
erreichten Verpflichtung des letztgenannten zwischen Bernard 
Quaritch Ltd. und H. P. Kraus geteilt. 

4. Die Höhe des Zuschlagpreises wurde durch das Auftreten und 
Mitbieten von bis zu drei Interessenten beeinflußt. Nach mei-
ner Kenntnis handelte es sich dabei um Herrn Goerigk von der 
Firma Dörling in Hamburg, den Buchhändler Maggs, London, 
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und den Direktor der Handschriften- und Buchabteilung von 
Christie's, New York. 

5. Die Zusammensetzung des von der deutschen Seite zu zahlen-
den Preises ergibt sich wie folgt: 

Zuschlagpreis: 	 £ 7,4 Mio. 
Premium des Auktionators (10 v. H.): 	£ 740,000 

ergibt: 	 £ 8,140,000 

Hinzu kommt die vereinbarte Kommission für die beiden 
Händler. 

Durch die Vereinbarung des Zahlungstermines per 5. Januar 
1984 wird ohne Berechnung von Zinsen zugunsten des Verkäu-
fers oder Sotheby's erreicht, daß sowohl DM-seitig als auch £- 
seitig eine frühzeitige Zinsbelastung vermieden wird. 

Frankfurt, den 14. Dezember 1983 

(Hermann J. Abs) 


